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Das Militärtargeſetz. 
(Geſetz vom 13. Inni 1880, R. G. Bl. Nr. 70.) 


Nicht ſelten wird wider die moderne Geſetzgebung der Anwurf 
der Flüchtigkeit erhoben. Mag nun dieſer Anwurf oft der Berechtigung 
entbehren — läugnen läßt es ſich gleichwohl nicht, daß nicht wenige 
unſerer neueren Geſetze in der gleichen Formulirung wahrſcheinlich nicht 
zu Geſetzen worden wären, hätte man bei Verfaſſung der Entwürfe 
an die Durchführung, reſp. Durchführbarkeit mehr Bedacht genommen 
und hätte man in der verfaſſungsmäßigen Behandlung derſelben jene 
ſich übereilende Haft vermieden, welche jo unvortheilhaft abfticht von 
der ruhigen und gelaſſenen Behandlungsweiſe der Geſetzentwürfe in 
früherer Zeit. 

Die Verkehrs⸗ und Lebensverhältniſſe der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhundertes, des Jahrhundertes der Eiſenbahnen und der 
Elektricität, ſind allerdings ungleich bewegtere, als die der voran⸗ 
gegangenen Jahrhunderte. Sie bedingen auch in der Legislative einen 
gegen ehedem friſcheren und lebhafteren Entwicklungsgang; aber leider 
iſt eben deshalb die Aera, in der dem Zuſtandekommen eines Geſetzes 
ſo viele Zeit und Mühe gewidmet werden kann, wie es z. B. beim 
allg. bürgerl. Geſetzbuche von 1811 der Fall war, für unſere Geſetz⸗ 
gebung unwiderruflich vorüber! 

Eine Folge hievon iſt häufig die Erkenntniß, daß manche unſerer 
jüngſt geſchaffenen Geſetze ſowohl ſchwer lösliche Widerſprüche in ſich 
ſelbſt bergen, als auch ſolche mit anderen zu Recht beſtehenden Normen 
enthalten. Daher gelangten manche neuere Geſetze gar nicht zur Durch⸗ 
führung, wogegen andere in der vom Geſetzgeber gewollten Weiſe kaum 
oder nur mit ſehr erheblichen Schwierigkeiten durchgeführt werden können. 

Eines dieſer Geſetze iſt das vom 13. Juni 1880, R. G. Bl. 
Nr. 70. 

Theils unklar und nicht hinreichend präeiſe ſtiliſirt, theils mit 
Weitwendigkeiten und Schwierigkeiten in der Durchführung verbunden, 
iſt es in den wenigen Jahren ſeines Beſtandes zu einer wahren Marter 


für Jene geworden, die berufen ſind, dieſes vom Standpunkte der recht⸗ 
lichen Billigkeit principiell unanfechtbare Geſetz zu handhaben. 

Das hohe k. k. Miniſterium für Landesvertheidigung fand ſich zufolge 

der allſeitigen Klagen bemüſſigt, der Erleichterung der Durchführung dieſes 
| Geſetzes ſeine Aufmerkſamkeit zuzuwenden. Wir glauben mit Rückſicht darauf 
unſere Wahrnehmungen aus der Durchführung des fraglichen Geſetzes öffent⸗ 
lich zum Ausdrucke bringen zu ſollen. Vielleicht fühlen ſich hiedurch andere 
Praktiker angeregt, ihre Beobachtungen mitzutheilen und geeignetere Vor⸗ 
ſchläge zu erſtatten. Wir würden dies einerſeits im Intereſſe der ange- 
ſtrebten Neuerungen, andererſeits aber auch deshalb mit Freude begrüßen, 
weil die politiſch-⸗fachliche Journaliſtik an anregenden und belebenden 
Discuſſionen ohnehin nicht allzu reich iſt. 
Die Durchführung des Militärtaxgeſetzes bürdet den politiſchen 
Behörden erſter Inſtanz, die ohnehin ſchon zu den mit der größten 
Arbeitslaſt beſchwerten Behörden gehören, eine derartige Arbeitsmenge 
auf, daß eine prompte und correcte Amtirung derſelben bei dem gege⸗ 
benen Perſonalſtatus in wenigen Jahren, d. h. ſobald ſämmtliche geſetz⸗ 
lich zur Entrichtung der Militärtaxe gleichzeitig berufenen Altersclaſſen 
zur Beamtshandlung gekommen ſein werden, geradezu unmöglich ſein 
wird, falls nicht durchgreifende Erleichterungen platzgreifen. Und zwar 
dürfte nicht nur eine Vermehrung der derzeit verfügbaren Schreibkräfte, 
ſondern auch eine ſolche der Conceptsbeamten nöthig werden. 

Soll nämlich in dieſem Geſchäftszweige mit entſprechendem Erfolge 
amtirt werden, ſo hat den größten Theil der Arbeitslaſt ein Concepts⸗ 
beamter zu tragen, da vom Manipulationsperſonale — abgeſehen von 
den mit Arbeit bereits überbürdeten k. k. Bezirksſecretären — in der 

Regel jenes Ueberblicken und jenes momentane Auffaſſen und Ausnützen 

der gegebenen Verhältniſſe nicht gewärtigt werden kann, welches nöthig 
iſt, um in dieſem zwar nicht an meritoriſcher Bedeutung, um ſo mehr 
aber an Arbeitsquantität hervorragenden Zweige der politiſchen Ver⸗ 
waltung mit Erfolg amtiren zu können. 

Ein Beiſpiel aus der Praxis wird Geſagtes am beſten illuſtriren! 

Eine politiſche Bezirksbehörde hatte jährlich für über 1500 
Individuen die Militärtaxe zu bemeſſen. Ueber 1200 dieſer Taxpflichtigen 

waren Taglöhner, Knechte, Berg⸗ und Werksarbeiter, welche heute hier, 
morgen dort ihr Brod ſuchen. 

Der Tappflichtige iſt bisher nicht verpflichtet, ſeinen Aufenthalt 
analog dem Stellungspflichtigen anzumelden; der Aufenthaltsort muß 
jährlich durch Nachfragen bei der Heimatsgemeinde, bei den Ver⸗ 
wandten des Taxppflichtigen, mittelſt Currentirungen durch die Gendarmerie 
u. ſ. w., alſo oft durch endloſe Schreibereien ermittelt werden. Bei 
dieſen Nachforſchungen zeigte es ſich, daß der Erfolg ein auffällig 
günſtigerer iſt, wenn jedes Individuum einzeln zur Ausforſchung gegeben 
wird und die bezüglichen Relationen ſeparirt zu erſtatten ſind, als bei 
gruppenweiſer Currentirung. 

Dadurch, daß dieſe Wahrnehmung in praxi zur Berückſichtigung 
gelangte, wurde das jedenfalls als ſehr günſtig zu bezeichnende Reſultat 


erzielt, daß im Juni 1884 nur 27% der pro 1883, 1% der pro | 
1882 und 0•5% der pro 1881 zu beamtshandelnden Tarpflichtigen 
uneruirt waren. 


Wir wollten an dieſem Beiſpiele nur zeigen, daß es im Intereſſe 
einer prompten Amtirung liegt, dieſes Referat in der Regel Concepts⸗ 
beamten zuzuweiſen, was jedoch bei der notoriſch meiſt zu ſchwachen 
Beſetzung der politiſchen Behörden ein Ding der abſoluten Unmöglichkeit 
ift, will man nicht die Arbeitsqualität durch die Arbeitsquantität 
ſchädigen. 

Daß die derzeit ſyftemiſirten Schreibkräfte in Kürze ſich als 
unzureichend erweiſen und eine Verſtärkung erheiſchen werden, wird 
wohl Niemand bezweifeln, der diesfalls auch nur einige praktiſche 
Kenntniß beſitzt 

Es iſt alſo — falls keine Aenderung platzgreiſen ſollte — ledig⸗ 
lich eine Frage der allernächſten Zukunft, wann eine Vermehrung der 
den politiſchen Behörden zugewieſenen Concepts⸗ und Schreibkräſte wird 
eintreten müſſen, ic est: wann an den Staat die Nothwendigkeit 
neuerlicher Mehrausgaben herantreten wird. 


Manchen — darunter vielleicht auch der ſchweigſamen Erſparungs⸗ 
Commiſſion — mag dieſe Vorausſage eigenthümlich klingen! 
| 


Jedoch nicht nur auf dieſer Seite ergeben ſich Schwierigkeiten. 
Auch die Gemeinden, die Steuerämter und die Gendarmerie werden 
nicht lange mehr in der glücklichen Lage ſein, den diesſälligen An⸗ 
forderungen zu entſprechen Nur wenige unſerer Landgemeinden können 
einen tüchtigen Gemeindebeamten honoriren. Hundert Percent und mehr 
noch an Gemeindeumlagen ſind ja nichts Außergewöhnliches! Gegen⸗ 
wärtig beſorgen in Landgemeinden meiſt die Bürgermeiſter die Schreibe⸗ 
reien und ſind auch gezwungen, dieſelben zu übernehmen. Jetzt ſchon 
gibt es nicht wenige Gemeinden, in welchen ſich die Befähigten deshalb 
mit Händen und Füßen gegen die Bürgermeiſterehre ſträuben und in 
welchen Bürgermeiſter⸗Mangel jede Neuwahl zu einem Kunſtſtücke macht, | 
das dem bedauernswerthen Leiter der betreffenden Bezirksbehörde manchen 
ſchweren Seufzer koſtet! 

Wie wird es werden, wenn man den Gemeinden noch mehr 
Arbeit wird aufbürden müſſen als bisher? Einen Gemeindeſecretär 
bezahlen? Wer und womit? Soll der Bürgermeiſter die geſammte 
Arbeitslaſt auf ſich nehmen? Ich kenne mehr als Einen Bürgermeiſter, 
deſſen Vermögensverhältniſſe lediglich an dem ſchönen Bürgermeiſtertitel 
kranken! 


Was die Steuerämter von der Unauffindbarkeit der Taxpflichtigen 
leiden, kann man daraus erſehen, daß beiſpielsweiſe von den k. k. Steuer⸗ 
ämtern des oberwähnten politiſchen Bezirkes bezüglich aus dem eigenen 
Bezirke einzubringender Militärtaxen behufs Ausforſchung der Tax⸗ 
pflichtigen über 300 Relationen erſtattet wurden, weil die Taxpflichtigen, 
durchwegs Arbeiter, als die Zeit der executiven Einbringlichkeit der 
Taxrückſtände ſich näherte, ihren Aufenthaltsort wechſelten. 


Was unſere ausgezeichnet organiſirte Gendarmerie betrifft, ſo 
muß dieſelbe derart in Anſpruch genommen werden, daß ihr übriger 
Dienſt darunter leiden muß. Im oberwähnten politiſchen Bezirke beträgt 
die Zahl der der Gendarmerie zugekommenen Ausforſchungsacten in 
Militärtaxangelegenheiten im erſten Halbjahre 1884 mehr als 500! 
Bedenkt man, wie zeitraubend derlei Nachforſchungen ſind, ſo wird 
man zugeben müſſen, daß die Gendarmerie durch derlei Agenden ihrem 
eigentlichen Berufe entfremdet und darin mehr gehindert iſt, als es der 
öffentlichen Sicherheit dienlich iſt. 

Wir glauben nun, daß den beſagten Uebelſtänden in folgender 
Weiſe gründlich abgeholfen werden könnte. 


Man verpflichte den Tappflichtigen, ſich als ſolchen jährlich 
längſtens bis zum 20. Jänner beim Gemeindevorſteher ſeines Aufenthalts⸗ 
ortes zu melden. Zur Aufnahme dieſer Meldungen lege man für alle 
im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder gleiche Formularien 
auf. Die Formularien könnten am geeiguetiten vielleicht in ähnlicher 
Weiſe gewählt werden, wie für die Viehpäſſe. Wir ſchließen hiemit 
ein Blanquet bei, wie wir es wünſchen würden. 
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Portofreie Dienſtſache. 


Die Rubriken werden bei der Meldungsaufnahme entſprechend 
ausgefüllt, reſp. geſertigt und der Meldungsſchein von dem ſeitlich 
befindlichen Coupon abgetrennt und an die competente politiſche Behörde 
eingeſendet, während der Coupon bei der die Meldung aufnehmenden 
Gemeinde als Beweis der Meldungsaufnahme rückbehalten und ver⸗ 
wahrt wird. 

Dies beträfe die Taxpflichtigen mit Ausnahme der gewerblichen 
Gehilfen und Meiſter; dieſe hätten die Meldung bei den Genoſſenſchafts⸗ 
vorſtehungen zu machen. 

Als Controlsmaßregel und behufs Erzielung einer größeren Ver⸗ 
läßlichkeit würde es ſich empfehlen, bei den wohl in allen Kronländern 
vorgeſchriebenen Dienſtbotenbeſchreibungen und bei Verzeichniſſen der 
gewerblichen Genoſſenſchaftsmitglieder zwei Rubriken, nämlich „Militär⸗ 
taxpflichtig?“ und „Für das laufende Jahr in das Meldungsbuch peto. 
Militärtaxe übertragen“ aufzunehmen. — Gegen jene Organe, welchen 
die Meldungsaufnahme ꝛc. obliegt, ſowie gegen die Meldungspflichtigen 
wäre im Läſſigkeitsfalle ſtrafweiſe vorzugehen. 

Bei dem geſchilderten Vorgange wäre die Arbeitsquantität auf 
ein Minimum reducirt. 

Wenn ich nicht irre, wurde die Frage des Meldungszwanges 
ſchon früher erörtert und wurde derſelbe als nicht opportun bezeichnet; 
in der angegebenen Art ſcheint er mir jedoch unſchwer realiſirbar.“) 


Nur Einen Wunſch möchte ich an dieſer Stelle äußern: Man 


verſchone uns mit halben Maßregeln, die am Papiere vielleicht wunder⸗ 
bar ſcheinen, in der Praxis aber meiſt wunderbar wenig nützen! Will 
man ſich heute nicht zu Neuerungen entſchließen, die das Uebel gründ⸗ 
lich beſeitigen, ſo erwarte man lieber die Erfahrungen der nächſten 
fünf bis ſechs Jahre — nach dieſen wird man ſich entſchließen müſſen. 

Iſt der Meldungszwang durchgeführt, ſo wünſchten wir bezüglich 
der vorgeſchriebenen Druckſorten eine Aenderung. Die Verzeichniſſe der 
Tappflichtigen wären nach Jahrgängen und alphabetiſch (mit Offenlaſſung 
eines entſprechenden Raumes für die nachträglichen Zuwächſe) zu ver⸗ 
faſſen. Es könnte hiebei Raum gewonnen werden für ſämmtliche Tax⸗ 
jahre in einem Verzeichniſſe, wenn man zur Eintragung der Vermögens⸗ 
verhältniſſe nur zwei Rubriken (für den Taxpflichtigen und für den 
Subſidiartaxpflichtigen je Eine) eröffnen würde. 

Bei der Taxbemeſſung ſoll häufig die Natural⸗Wohnung und 
Verpflegung im Schätzwerthe zur Berückſichtigung gelangen. Dieſer Schätz⸗ 
werth iſt aber je nach Kategorie der Arbeitsleiſtungen und nach dem 


*) In den Spalten dieſer Zeitſchrift wurde die Meldungspflicht von 
Heinrich Freiherrn von Hammer⸗Purgſtall befürwortet, von Dr. Leopold 
Preleuthner in ihrem Erfolge angezweifelt. (Nr. 14 und 19 ex 1883.) 

Anm. d. Red. 
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Standorte derſelben ſehr verſchieden. Es dürfte ſich vielleicht empfehlen, 


dieſen Schätzwerth bezüglich derjenigen Beſchäftigungen, bei welchen derartige 


Emolumente gebräuchlich ſind, insbeſondere für landwirthſchaftliche und 
gewerbliche Gehilfen, in jedem politiſchen Bezirke bei Gelegenheit von 
Bürgermeiſter⸗Conferenzen jährlich fixiren und von den Gemeinden, 
beziehungsweiſe Genoſſenſchaften in das vorgeſchlagene Meldungsformulare 
eintragen zu laſſen. 

Gemäß § 3. Abſatz 3 und § 4, Abſatz 3 des beſprochenen 
Geſetzes können vorhandene unverſorgte Kinder nur bei der Subſidiar⸗ 
taxpflicht in Rechnung gebracht werden. Mir ſcheint dies hart und 
unbillig! Sind doch die Kinder der Selbſttaxpflichtigen ſtets noch 
erwerbsunfähig! Es wäre diesbezüglich und bezüglich der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 44, Abſatz II, 
lit. I zu normiren, daß alle im Familienverbande des Tappflichtigen, 
reſp. Subſidiarpflichtigen lebenden, erwerbsfähigen Kinder von über 
0 Jahren, welche, ſei es innerhalb, ſei es außerhalb des Familienkreiſes, 
zum Erwerbe mitthätig find, nicht in Anſchlag zu bringen find. 

Hiedurch würde bewirkt, daß die Kinder der Selbſttaxpflichtigen 
berückſichtigt würden, und daß die zum Erwerbe fähigen und hiezu 
thatſächlich verwendeten Kinder der Subſidiartaxpflichtigen nicht in Rech⸗ 
nung gezogen würden. 

Bezüglich der Letzteren ſcheint es mir nicht nothwendig und nicht 
angemeſſen, daß man fie bei der Taxberechnung berückſichtige. Am 
häufigſten werden ſolche Kinder bei Gewerbsleuten und bei Landwirthen 
vorkommen, d. h. erwerbsfähige Kinder über 20 Jahre, die ſelbſt in 
oder außer dem Familienverbande zum Erwerbe thätig ſind. Die außer⸗ 
halb des Familienkreiſes erwerbenden Kinder werden ohnehin nicht berück⸗ 
ſichtigt, jene aber im Familienkreiſe zum Erwerbe mitwirkenden ſoll man 
aus dem Grunde nicht berückſichtigen, weil ſie nicht „als zur Laſt 
fallend“ zu betrachten find, ſondern als den Eltern zur Verfügung 
ſtehende Arbeitskräfte, die ſonſt theuer bezahlt werden müßten. 


Die Miniſterialverordnung vom 20. März 1881, Abſatz 6 und 7 
erklärt für die Befreiung von der Entrichtung der Militärtaxe den 
Calcul der Aſſenteommiſſion (über die Erwerbsfähigkeit) für bindend. 
Nicht ſelten erweiſen ſich jedoch dieſe Stellungsbefunde in der Folge als 
den thatſächlichen Verhältniſſen nicht entſ ſprechend, indem als minder 
oder als gänzlich erwerbsunfähig Erklärte in den beſten Erwerbsver⸗ 
hältniſſen getroffen werden und umgekehrt. Man laſſe hierin der Be⸗ 
meſſungscommiſſion freiere Hand! = 

Militärtaxrückſtände find als öffentliche Abgaben auch an Lohn⸗ 
rückſtänden exequirbar. Man berechtige, reſp. verpflichte den Arbeitsgeber 
zum Rückbehalte und zur Abfuhr der Militärtaxe, dadurch würde die 
Mehrzahl der ſonſt nicht einbringlichen Taxbeiräge einbringlich. Allerdings 
ließe ſich dies nur betreffs der Jahresknechte, Berg- und Werks⸗ 
arbeiter, ſowie der gewerblichen Hilfsarbeiter mit Erfolg durchführen. 

Die Miniſterialverordnung vom 21. März 1881, R. G. Bl. 
Nr. 26, geſtattet ferner, daß die vereinzelt vorkommenden Tax⸗ 
bemeſſungsfälle von der Bemeſſungscommiſſion am Sitze der politiſchen 
Behörde erledigt werden dürfen. — Wie viele Bemeſſungsſitzungen 
müßten jährlich ſtattfinden, wollte man dieſe Verordnung auch wirklich 
durchführen und wie viele Bürger fände man, die jo zahlreichen Ein⸗ 
ladungen zu Sitzungen Folge leiſten würden? Und wie dann, wenn 
ein Taxpflichtiger dringend einer Reiſelegitimation bedarf? ſoll man ihm 
ſelbe vorenthalten, bis die Bemeſſungscommiſſion zuſammentritt?! Man 
überlaſſe derartige Bemeſſungen den Behörden — dem Tarpflichtigen 
iſt ja das Recursrecht ohnedies gewahrt. 

§ 4 des beſprochenen Geſetzes verpflichtet die Eltern, Großeltern, 
ſowie Wahleltern nach der Reihenſolge, in welcher und inſolange als 
ſie nach bürgerlichem Rechte für den Unterhalt ihrer Kinder, beziehungs⸗ 
weile Enkel und Wahlkinder zu ſorgen haben, zur ſubſidiären Entrichtung 
der Militärtaxe. Die thatſächliche Vorausſetzung, daß die Eltern den 
Unterhalt gewähren, genügt nicht zur Begründung der Subſidiartaxpflicht, 
ſondern iſt an die rechtliche Vorausſetzung geknüpft, daß und inſolange 
die Eltern nach bürgerlichem Rechte für den Unterhalt ihrer Kinder zu 
ſorgen haben. 

Die ſo berufene Beſtimmung des bürgerlichen Rechtes enthält 
§ 141, reſp. 143 a. b. G. B., wonach es die Pflicht des Vaters 
u. ſ. w. iſt, ſo lange für den Unterhalt der Kinder zu ſorgen, bis ſie 
ſich ſelbſt ernähren können. Das Geſetz fixirt nun einen Zeitpunkt für 
das Erlöſchen dieſer Pflicht überhaupt nicht und es handelt ſich immer 
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um den dem Stande und der Erziehung des Kindes angemeſſenen Unter⸗ 
halt (S 174, 247, 252 a. b. G. B.). Demnach beſtünde die Sub⸗ 
ſidiartaxpflicht inſolange aufrecht, als die Kinder von den Eltern that⸗ 
ſächlich erhalten werden und ſo lange Erſtere den Lebensunterhalt ihren 
Standesverhältniſſen und ihrer Erziehung entſprechend ſich nicht erwerben 
können, präciſer geſagt: ſich erwerben nicht können. Entfällt letztere 
Vorausſetzung, ſo entfällt auch die Subfidiartaxpflicht. 

Nehmen wir nun an, das zweite Moment entfällt, d. h. der 
Sohn könnte ſich im Sinne des Geſetzes den Lebensunterhalt erwerben, 
thut es jedoch nicht, weil er — gegenwärtig vermögenslos — die 
Anwartſchaft auf ein nicht unbedeutendes Vermögen ſeiner Eltern hat. 
Die Eltern erhalten dieſen Sohn in den angenehmſten Verhältniſſen. 
In ähnlichen Fällen, die nicht ſelten ſind und in welchen die 
Subſidiartaxpflicht meiſt ein erkleckliches Erträgniß liefern würde, müßte 
die Militärtaxe entſprechend dem Einkommen des Sohnes bemeſſen 
werden, als welches ſolchenfalls meiſt nur Koſt und Quartier angegeben 
werden wird; dadurch würde aber der Taxbetrag unbilligermaßen herab⸗ 
gedrückt er ſcheinen. 

Entſprechender würde daher die in Rede ſtehende Geſetzesſtelle lauten: 
(5 „als fie thatſächlich für den Lebensunterhalt ganz oder zum größten 
Theile ſorgen.“ 
| Dieſe Aenderung in der Textirung des § A fcheint mir um fo 
u als dadurch in vielen Fällen eine gerechtere und billi⸗ 
gere Taxbemeſſung ſtattfinden könnte. Vergleicht man die Höhe des Tax⸗ 
betrages in Fällen ähnlich dem Obigen mit der Höhe der Taxe, welche 
die minderbemittelte Bevölkerung, ſpeciell Arbeiter und Gewerbsleute zu 
entrichten haben, ſo wird man die Zuſtimmung zu einer ſolchen Aenderung 
nicht verſagen können. 


| Ehe ich dieſe Betrachtung einzelner mir nicht entſprechend ſcheinen⸗ 
den Beſtimmungen unſeres Geſetzes und der zu demſelben erfloſſenen 
Durchführungsbeſtimmungen ſchließe, will ich kurz noch eine Frage auf⸗ 
werfen. 

Die jährliche An⸗ und Ausfertigung von Tappflichtigenverzeich⸗ 
niſſen und von Bemeſſungserkenntniſſen iſt nicht nur mit einem bedeu⸗ 
tenden Arbeitsaufwande, ſondern auch mit nicht geringen Koſten für 
Drucksorten ꝛc. verbunden. — Ließe ſich nicht — vorbehaltlich ſpäterer 
Aenderungen im Ausmaße des Taxbetrages auf berechtigtes Verlangen 
des Taxppflichtigen, ſowie ſpäterer ex offo- -Aenderungen durch die com⸗ 
petente Behörde erſter Inſtanz — die Militärtaxe einmal für ſämmt⸗ 
liche Taxjahre bemeſſen? 

Die Vorſchreibung wäre im erſten Taxjahre durchzuführen und 
dem Tarpflichtigen ein auf alle Taxjahre bezügliches Erkenntniß auszu⸗ 
fertigen. Die Taxe wäre mit Ende April jeden Jahres in dem im erſten 
Taxjahre vorgeſchriebenen Betrage zu entrichten, im Monate April jeden 
Jahres ſtünde es dem Tappflichtigen frei, den Recurs gegen die mit 
Ende April in Rechtskraft erwachſende Bemeſſung, reſp. Vorſchreibung 
für das vorhergehende Jahr einzubringen. 

Durch dieſes Rechtsmittel wäre der Taxpflichtige gegen ein ſich 
nachträglich zu hoch erweiſendes Ausmaß der Tape geſichert, anderer⸗ 
ſeits wäre die politiſche Behörde berechtigt, den Taxbetrag zu erhöhen 
oder zu mindern, ſo daß die Höhe desſelben jederzeit den Verhältniſſen 
entſprechend regulirt werden könnte. 


| 

| Bei diefem modus procedendi wäre für jedes Taxjahr nur ein⸗ 
mal das Tappflichtigenverzeichniß zu verfaſſen und in der Regel für 
jeden Taxpflichtigen bezüglich aller Taxjahre nur ein Bemeſſungserkennt⸗ 
niß auszuſertigen, während gegenwärtig alljährlich ſämmtliche Taxpſlich⸗ 
1 8 5 neu aufzulegen und für alle Taxpflichtigen Bemeſſungs⸗ 


erkenntniſſe auszufertigen ſind. 

Bei Aenderungen in der Bemeſſung würde nur eine Richtigſtellung 
der Vorſchreibung und eine Neuausfertigung des Bemeſſungserkenntniſſes 
für die bezüglichen Jahre erfolgen. 

Man könnte einwenden, daß ſolche Aenderungen jo zahlreich ein- 
treten würden, daß durch die nöthig werdenden Richtigſtellungen eine 
Arbeitsquantität erwachſen würde, welche den Vortheil einer ſolchen 
Neuerung ſehr in Frage ſtellen müßte. 

Ich glaube, daß dem nicht ſo iſt. — Für die Taxbemeſſung 
relevante Aenderungen der Erwerbs⸗ und Vermögensverhältniſſe ſind 
ſie treten meiſt nur ein bei Taxpflichtigen, welche 
und ſolche 


relativ ſehr ſelten; 
durch Erbſchaft, Uebergabsvertrag ꝛc. zu Beſitzern werden, 
Fälle ſind nicht ſo zahlreich, als man glauben ſollte. 


Bei der oben wiederholt erwähnten politiſchen Bezirksbehörde trat 
eine Aenderung im Ausmaße der Militärtaxe gegen das vorhergehende 
Jahr ſeit 1880 nur bei höchſtens 10 % der Tappflichtigen ein. Es 
würden alſo bei 90 % der Tappflichtigen überſlüfſige Schreibereien 
erſpart worden ſein, hätte man die Taxe ein für alle Male bemeſſen! 

Allerdings gilt Geſagtes nur vom flachen Lande; in größeren 
Städten dürſten ſolche Aenderungen häufiger ſein. Leider fehlen mir 
hierüber Daten! 

Zum Schluſſe dieſer Betrachtungen möchte ich nur noch erwähnen, 
daß ſelbſt die Landbevölkerung dieſe junge Steuer als im Principe 
berechtigt erkennt und begreift, und daß letztere nicht als zu hoch ge— 
griffen bezeichnet werden kann. 

Als Aequivalent für den Verluſt an Zeit und für den Geldauf- 
wand betrachtet, welche den in das Heer Eingereihten im Liniendienſte 
und gelegentlich der Waffenübungen treffen, und im Vergleiche zu anderen 
Ländern ſtellt ſich die Militärtaxe bei uns im Allgemeinen als minimal 
dar. J. XI. 


Die k. k. Finanzprocuratur hat fich dem Gerichte gegenüber nur 
in den im Juſtizminiſterialerlaſſe vom 25. April 1856, Nr. 8911, 
beſtimmt ausgedrückten zwei Fällen mit der Ermächtigung der 
competenten Adminiſtrativbehörde auszuweiſen. Ein von einer 
k. k. Finanzprocuratur eingebrachtes Grundbuchsgeſuch vertritt 
die Stelle der Tabularurkunde. (Dienſtinſtruction der k. k. Finanz⸗ 
procuraturen vom 16. Februar 1855, R. G. Bl. Nr. 3u.) 

Die k. k. ſteierm. Finanzprocuratur hat nach erfolgter Auflaſſung 
der vom Roſenberge zur k. k. Burg in Graz führenden Waſſerleitung 
die Einverleibung der Löſchung der betreffenden ärariſchen Waſſerleitungs⸗ 
ſervitut bei den in der k. k. ſteierm. Landtafel und im Grundbuche des 
k. k. Landesgerichtes Graz einkommenden dienenden Realitäten beim 
Tabulargerichte angeſucht, ohne eine Ermächtigung der Adminiſtrativ⸗ 
behörde zu dieſem Einſchreiten anzuſchließen oder zu citiven, und hat 
demnach die Löſchung „im Grunde des gegenwärtigen, die Stelle einer 
Tabularurkunde vertretenden Einſchreitens“ erbeten. 7 

Das Geſuchsbegehren wurde von dem k. k. Landesgerichte in 
Graz mit Beſcheid vom 6. März 1883, 3. 5012, mit der Begründung 
abgewieſen, „daß die beſondere Ermächtigung der k. k. Finanzprocuratur 
zur Ausſtellung der Löſchungsurkunde oder die Ratification ſeitens der 
k. k. Statthalterei nicht nachgewieſen“ fei 

In Uebereinſtimmung mit den Recursausführungen der k. k. Finanz⸗ 
procuratur hat das k. k. Oberlandesgericht in Graz mit Entſcheidung 
vom 19. April 1883, Z. 5145, den angefochtenen Beſcheid „in der 
Erwägung, daß die k. k. Finanzprocuraturen nach dem Juſtizminiſterial⸗ 
erlaſſe vom 25. April 1856, Nr. 8911, zur Führung der ihnen 
inſtructionsmäßig obliegenden Vertretung einer beſonderen Vollmacht 
nicht bedürfen und ſich nur in den dort beſtimmt ausgedrückten zwei 
Fällen bei Gerichten mit Ermächtigungen der competenten Adminiſtrativs 
behörden auszuweiſen haben; in Erwägung, daß das k. k. Juſtiz⸗ 
miniſterium anch mit dem Erlaſſe vom 2. September 1868, Nr. 10.557, 
die Gerichte dahin verſtändigt hat, daß ſie auch bei Erklärungen 
der k. k. Finanzprocuraturen in Vertretung von Erben oder des 
Caducitäts⸗Aerars über die Liquidität erhobener Anſprüche nicht zu 
prüfen haben, ob die Bedingungen der Submiſſion der Finanzprocuratur 
vorhanden ſeien oder nicht; in Erwägung, daß nach der proviſoriſchen 
Dienſtesinſtruction der k. k. Finanzprocuraturen vom 16. Februar 1855, 
R. G. Bl. Nr. 34, die Berechtigung derſelben zur Einbringung von 
Löſchungsgeſuchen im Namen des von ihr vertretenen Staates mit Grund | 
nicht bezweifelt werden kamm, da ihr die unbeſchränkte gerichtliche Ver⸗ 
tretung des Staats vermögens zukommt; und in Erwägung, daß nad) 
§ 94 Gbch. G. das Grundbuchsgericht ein Anſuchen nur wegen gegrün- 
deter Bedenken gegen die Befugniß des Bittſtellers zum Einſchreiten 
abweiſen kann“, abgeändert und auf Grund des Anſuchens der k. k. 
Finanzprocuratur in Vertretung des Aerars die Einverleibung der 
Löſchung der fraglichen Waſſerleitungsſervitut bewilligt, ſowie den Vollzug 
dem k. k. Landesgerichte Graz aufgetragen. Ger.⸗Ztg. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 
| 


Geſetze und Perordnungen. 
1883. II. Semeſter. 


und Verordnungsblatt 
Mähren. 
XVIII. Stück. Ausgeg am 31. Auguſt. 

59. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 9. Mai 1883, 
betreffend die Allerhöchſt genehmigte Auftheilung der allgemeinen Communal⸗ 
erforderniſſe in der iſraelitiſchen Genteinde Schaffa für das Jahr 1883. 

60. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 4. Juni 1883, 
über die Zurücklegung der Civilingenieurs⸗Conceſſion von Seite des behördlich 
autoriſirten Civilingenieurs Johann Tebich in Brünn, und über die Enthebung 
desſelben von den Functionen eines behördlich beſtellten Dampfkeſſel⸗Prüfungs⸗ 
commiſſärs in den Gerichtsbezirken Eibenſchitz, Namieſt und Mähr.⸗Kromau. 

61. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 25. Juni 
1883, betreffend die der Firma Buͤsſcher und Hoffmann ertheilte Bewilligung 
zur Verwendung der von ihr erzeugten Dachſteinpappen⸗Fabrikate zu Dach⸗ 
eindeckungen. 

62. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 5. Juli 1883, 
betreffend die Allerhöchſt genehmigte Auftheilung der Gemeindeerforderniſſe in der 
Iſraelitengemeinde Nikolsburg für das Jahr 1883. 

63. Kundmachung der k. k. Finanz⸗Landesdirection vom 12. Juli 1883, 
betreffend die Syſtemiſirung der Evidenzhaltungsbeamten. 

64. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 6. Auguſt 1883, 
betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines Civilarchitekten. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 20. November. 

65. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 6. September 
1883, betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines Civilgeometers. 
(Fortſetzung folgt.) 


Landesgeſetz⸗ für die Markgraffchaft 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Landtagsabgeordneten Gundaker Grafen 
Wurmbrand⸗Stuppach zum Landeshauptmanne im Herzogthume Steiermark 
und den Landtagsabgeordneten Dr. Hermann Freiherrn von Gödel⸗Lan noh zu 
deſſen Stellvertreter ernannt. 

Seine Majeſtät haben den mit dem Titel eines Hof⸗ und Miniſterial⸗ 
Secretärs bekleideten Hop und Miniſterial⸗Conctpiſten erſter Claſſe Oscar Berger 
Edlen von Waldenegg zum wirklichen Hof und Miniſterial⸗Secretär im 
k. und k. Miniſterium des Aeußern ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberinſpector der Prager Sicherheitswache 
kaiſ. Rathe Emil Scheda den Titel und Charakters eines Polizeirathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſteontrolor Laurenz Kalu par in-Prag 
anläßlich deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſter des Aeußern hat die abſolvirten akademiſchen Stiftlinge 
Hugo Freiherrn von Rhemen zu Barensfeld und Theodor Ippen, ſowie die 
abſolvirten akademiſchen Zöglinge Emil van Zei v. Arlon, Joſeph Freiherrn 
von Fluck, Victor Mikuliez und Eugen Seidel zu Conſulareleven ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die Beſtellung des Handelsmannes Charles 
O'Neill zum k. und k. Conſularagenten in Londonderry genehmigt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Junern hat die 
bei der Landesregierung in Laibach erledigte Stelle eines Landes⸗Thierarztes dem 
landesfürſtlichen Bezirks⸗Thierarzte Johann Wagner in Pettau verliehen. 

Der Finanzminiſter hat im Perſonalſtande der Staatsſchuldencaſſe den 
Haupteaffier Karl Bobies zum Liquidator und den Adjuncten Joſeph Richter 
zum Hauptcaſſier ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Johann Amtmann zum 
Steuer⸗Oberinſpector der Klagenfurter Finanzdirection ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Oberförſter Dr. Eduard Weigel zum 
Viceforſtmeiſter der Forſt⸗ und Domänendirection in Lemberg ernannt. 


Erledigungen. 


Forſttechnikersſtelle im Status der politiſchen Verwaltung in der Bukowina 
in der zehnten Rangsclaſſe, Reiſe⸗ und Kanzleipauſchale, bis Ende September. 


(Amtsbl. Nr. 204.) 


Forſtaſſiſtentenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Salz⸗ 
burg in der eilften Rangsclaſſe, eventuell 2 Forſtelevenſtellen mit je 500 fl 
Adjutum, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 206.) 

Bezirksarztesſtelle bei den politiſchen Behörden in Dalmatien in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 206.) 

Bezirkscommiſſärs⸗, eventuell Statthalterei⸗Concipiſtenſtelle bei der k. k. 
nieder⸗oͤſterr. Statthalterei in der neunten, reſp. zehnten Rangsclaſſe, bis 
20. September. (Amtsbl. Nr. 208.) 


FHiezu als Beilage: Bogen 19 der Erkennt 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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